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Diese lose Reihe von Hintergrundpapie-
ren wird von der Deutschen Plattform für 
Globale Gesundheit herausgegeben 
(www.plattformglobalegesundheit.de).

Weil individuelle Gesundheit zu großen 
Teilen gesellschaftlich bedingt ist, er-
fordert nachhaltige Gesundheitsförderung 
politisches Handeln. Politik ist Medizin 
im Großen, das wusste schon der Sozial-
mediziner Rudolf Virchow. Daher steht 
unsere Reihe in der Tradition von Rudolf 
Virchow.



Im deutschen Gesundheitswesen und in der deutschen 
Ärzteschaft findet bisher kaum eine Debatte über Klima-
wandel und Gesundheit statt. Anders als in angelsächsi-
schen Ländern wie Großbritannien, Kanada und Australien 
ist „die größte Herausforderung für die Gesundheit im 21. 
Jahrhundert“ (Costello et al. 2009: 1659) hierzulande prak-
tisch kein Thema. Es ist höchste Zeit, dies zu ändern. Dazu 
möchte die Deutsche Plattform für Globale Gesundheit 
(DPGG) mit diesem Positionspapier beitragen. Es greift die 
international wichtigen Berichte zum Thema Klimawandel 
und Gesundheit und die beispielhafte Debatte im britischen 
Gesundheitssektor auf.1 Dort stehen renommierte Instituti-
onen wie die Britische Ärztekammer (British Medical Asso-
ciation) und führende VertreterInnen der Fachpresse wie 
das British Medical Journal und The Lancet sowie ange-
sehene Wissenschaftsinstitute und zivilgesellschaftliche 
Organisationen aus dem Gesundheitsbereich wie Medact 
an vorderster Front einer gesundheitsorientierten Klima-
schutzbewegung. Die zentrale Forderung dieser Bewegung 
lautet „Divest/Reinvest2“, d. h. Abzug von Investitionen aus 
Unternehmen der Kohle-, Öl- und Gasgewinnung und de-
ren Umschichtung in klimafreundliche Anlagen. Schließ-
lich seien derartige Beteiligungen gerade für Angehörige 
der Gesundheitsberufe und für Gesundheitseinrichtungen 
ethisch, ökologisch und ökonomisch nicht mehr vertretbar. 
Dieses DPGG-Positionspapier will einen Beitrag dazu leis-
ten, die weitgehende Leerstelle in der Debatte hierzulande 
zu füllen und zugleich die Umsetzung von Klimaschutz-
maßnahmen im Gesundheitssektor zu fördern. Dem briti-
schen Beispiel folgend, ruft es als konkrete Handlungsop-
tion Angehörige wie Institutionen und Organisationen des 
deutschen Gesundheitssektors zum Divest/Reinvest und 
zur Reduktion von CO2-Emissionen in den Einrichtungen 
des Gesundheitswesens auf.

Die Bedrohung der Gesundheit durch den Klimawandel

Der Klimawandel ist nach Auffassung der WHO Generaldi-
rektorin Margaret Chan (2015: e27) „die Herausforderung 

unseres Jahrhunderts”. Auch der Bericht des Weltklima-
rates der Vereinten Nationen (UN) (IPCC 2014) lässt keinen 
Zweifel an der unmittelbaren Bedrohung und am Ausmaß 
der Folgen der Erderwärmung für das Überleben, die Ge-
sundheit und das Wohlergehen des Menschen. Der Klima-
wandel trägt schon heute zu erhöhter Krankheitslast und 
vorzeitigem Tod bei. Seine Auswirkungen mögen im jetzi-
gen Stadium noch relativ gering und punktuell erschei-
nen, werden aber mit weiterer Erwärmung in allen Län-
dern und Regionen – wenn auch regional unterschiedlich 
– zunehmen. Die Hitzewelle 2003 in Europa, die Hurrikans 
Katrina in New Orleans (2005) und Sandy an der Ostküste 
der USA (2012), die schweren Taifune Haiyan und Jolan-
da (2013) und Koppu (2015) auf den Philippinen sowie die 
Hitzewelle in Indien (2015) und die seit Jahren anhaltende 
große Dürre in Kalifornien sind Beispiele für extreme Wet-
terereignisse, die mit Katastrophen einhergingen, die we-
gen ihres Ausmaßes die Anpassungskapazitäten selbst 
reicher Länder überforderten. Die extreme Dürre von 2005 
bis 2009 in Syrien hat zu einer Landflucht von etwa 2,5 
Millionen Menschen in die Städte geführt und dort die so-
zialen Spannungen verschärft (Arsenault 2015).

Die Entwürfe des IPCC Berichtes sprechen von möglichen 
hunderten Millionen von Vertriebenen allein durch den An-
stieg der Meeresspiegel, Überschwemmungen und Über-
flutung der Küstenregionen bis zum Jahre 2100 (Edenhofer 
et al. 2014: 1027f). Die aktuelle Zahl von derzeit 60 Millionen 
grenzüberschreitend Geflüchteten, die der Flüchtlings-
rat der Vereinten Nationen (UNHCR) aufgrund von Kriegen 
und Vertreibung weltweit registriert hat, sind nur die Vor-
boten für das, was passieren wird, wenn klimabedingter 
Nahrungs- und Wassermangel, Dürren, Wüstenbildung, 
Überschwemmungen oder zu Gewalt führende Ressour-
cenkonflikte in den nächsten Jahrzehnten hunderte Milli-
onen Menschen zur Flucht aus ihrer Heimat zwingen und 
zu Klimaflüchtlingen machen (Warner et al. 2008; Nicholls 
et al. 2010: 161). Dabei sind Ressourcenkonflikte nicht bloß 
Ursachen von Krieg und Vertreibung. Auch Krieg und Mili-
tär selbst tragen durch ihre Zerstörungswirkung und den 
großen Verbrauch an fossilen Brennstoffen (vor allem Öl) 
erheblich zum Klimawandel bei (Lawrence 2014).

Die Erdtemperatur ist in den letzten 100 Jahren im welt-
weiten Durchschnitt um ein Grad Celsius angestiegen 
– der Mensch hatte daran vor allem in den letzten 60 
Jahren maßgeblichen Anteil. Wenn diese Entwicklung so 
weiter geht, wird sich laut Weltklimabericht 2014 die Erde 
bis 2100 möglicherweise um mehr als vier Grad erwärmen 
(Edenhofer et al. 2014: 175ff, 426ff). Ein solcher Anstieg ist 
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1 http://www.plattformglobalegesundheit.de/wp-content/uploads/2015/12/Dos-
sier-Klimawandel-und-Gesundheit-12.10.15.pdf

2 Divest/Reinvest ist ein wichtiger Klimaschutzansatz. Divestment entzieht der 
fossilen Brennstoffindustrie die soziale Legitimation, ihr Geschäftsmodell ohne 
Rücksicht auf die ökologischen und sozialen Folgen weiter zu verfolgen. Die Um-
schichtung z. B. in erneuerbare Energien beschleunigt gleichzeitig den Übergang 
zu einer kohlenstoffarmen Energieversorgung, der schon längst im Gange ist. 
Divestment signalisiert anderen Investoren, dass derartige Beteiligungen mit ei-
nem hohen Risiko verbunden sind, wenn/weil diese Industrie keine Zukunft mehr 
hat. Ein breites Divestment ist ein starkes Signal an die Politik, für eine proaktive 
Klimapolitik einzutreten. Am Divest/Reinvest können sich Viele beteiligen, um 
zum Klimaschutz beizutragen, ohne auf die Politik zu warten.



„unvereinbar mit einer organisierten, gerechten und zivi-
lisierten menschlichen Gemeinschaft“ warnt der renom-
mierte britische Klimaforscher Kevin Anderson (2012).

Das Kohlenstoffbudgetdefizit und was daraus folgt

Hauptursachen der Erderwärmung sind die Verbrennung 
fossiler Brennstoffe und die Emission anderer klimaschäd-
licher Gase. Die Staatengemeinschaft hat sich verpflich-
tet, den Anstieg der Erderwärmung unter zwei Grad zu hal-
ten, da sonst mit verheerenden, nicht mehr umkehrbaren 
Folgen zu rechnen ist. Um überhaupt Aussichten auf ein 
Erreichen dieses Klimaziels zu haben, müssen etwa 60-
80% der bisher bekannten fossilen Brennstoff-Reserven 
im Boden bleiben und die Erschließung neuer Rohstoff-
lager aufhören (Carbon Tracker 2013).3 Das aber läuft den 
Interessen der fossilen Brennstoffindustrie zuwider, deren 
Gewinnerwartung nur bei Verbrennung sämtlicher Reser-
ven und Erschließung weiterer fossiler Rohstoffe aufgeht.4

Die vorherrschende, auf der Nutzung fossiler Brennstof-
fe beruhende Wirtschaftsweise hat zwar – besonders in 
der westlichen Welt – zu einem erheblichen Anstieg des 
Wohlstands geführt, ging und geht aber mit massiv un-
gleicher Verteilung, rücksichtslosem Abbau von Rohstof-
fen und enormer Umweltverschmutzung einher und stößt 
zunehmend an ihre planetarischen Grenzen. Angesichts 
dieser immensen Probleme, der fortschreitenden Erder-
wärmung und der Umweltverschmutzung, dürfen fossile 
Brennstoffe keine Zukunft mehr haben.

Der Umstieg auf eine kohlenstoffarme Wirtschaft bietet 
die Chance für bessere Gesundheit und Wohlergehen 

Ein radikales Umdenken und ein schneller Umstieg zu einer 
kohlenstoffarmen Wirtschaft und Gesellschaft mit mehr 
sozialer Gerechtigkeit sind unerlässlich. Das ist seit dem 
Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung von Johannes-
burg (2002) und mit den im September 2015 vereinbarten 
Nachhaltigen Entwicklungszielen der Vereinten Nationen 

eigentlich unstrittig. Die erforderliche sozial-ökologische 
Transformation erfordert den schnellst möglichen Aus-
stieg aus der Kohle und anderen fossilen Brennstoffen 
(mit Gas als einer Brückenenergie). Ebenso notwendig 
bleiben der schnelle Ausbau erneuerbarer Energien, Maß-
nahmen zur Energieeinsparung und zur Steigerung der 
Energieeffizienz, die Entwicklung neuer Technologien wie 
Energiespeicherung und -umwandlung sowie den Abbau 
der milliardenschweren Subventionen für fossile Brenn-
stoffe und die Einführung einer CO2-Steuer bzw. eines ef-
fektiven Preismechanismus für Kohlenstoff. Atomenergie 
ist hierbei aufgrund ihrer unkalkulierbaren und potenziell 
nicht beherrschbaren Risiken, der gefährlichen Langzeit-
folgen für Umwelt und Gesundheit, der ungelösten Ent-
sorgung und extrem hohen Kosten keine Option.

Es braucht eine Energiepolitik, die mit einer Änderung un-
serer Produktionsweise, Konsummuster, Verhaltenswei-
sen und Lebensstile einhergeht. Letztlich bedeutet das 
den Übergang von einer Wirtschaftsordnung, die primär 
auf Gewinnstreben und materielles Wachstum setzt, zu 
einer nachhaltigen Wirtschaftsweise, die sich am Wohl-
ergehen der Menschen orientiert, Wachstum nicht mehr 
primär materiell definiert, die ökologischen Grenzen des 
Planeten achtet und mit einer gerechteren Verteilung des 
gesellschaftlichen Reichtums einhergeht. Die erforder-
liche Reduktion der Treibhausgase und eine Verminde-
rung des Ressourcenverbrauchs wird allein mit „grünem“ 
Wachstum nicht möglich sein. Zumindest für die reichen 
Industrieländer ist ein anderer „Wachstums“-Begriff un-
umgänglich: Es braucht eine „Postwachstumsgesell-
schaft“ mit verändertem Konsumverhalten und nachhal-
tigen Lebensstilen.

Szenarien, Modelle und Konzepte für eine grundlegende 
Umorientierung und ihre Umsetzung liegen im Prinzip vor. 
Eine aktuelle Studie vom Wuppertal-Institut für Klima, 
Umwelt und Energie weist darauf hin, dass die Umsetzung 
von Strategien zur Treibhausgasminderung in Deutsch-
land um 80 % bzw. um 95 % der CO2-Emissionen bis zum 
Jahr 2050 keineswegs ein Selbstläufer, sondern mit er-
heblichen Herausforderungen verbunden ist, die Politik 
und Gesellschaft gemeinsam meistern müssen (Hille-
brandt et al. 2015: 10f). Die relevanten klimaökonomischen 
Studien (vgl. The New Climate Economy Report 2014 und 
2015, Green 2015, Day et al. 2015) ebenso die Lancet-Kom-
mission (Watts et al. 2015) verweisen aber (fast) alle auch 
auf die Chancen und mittel- und langfristigen Vorteile, die 
mit einer solchen Transformation einhergehen könnten: 
Mehr Lebensqualität, saubereres Wasser, Nahrungsmit-

3 Die Zahlen der fossilen Brennstoffreserven, die im Boden bleiben müssen va-
riieren je nach Quellen, Szenarien und Wahrscheinlichkeitsberechnungen (Clark 
2015; Glade & Enkins 2015).

4 Exxon weiß bereits seit 1981 vom Klimawandel, sieben Jahre bevor dieser zum 
öffentlichen Thema wurde. Dennoch finanzierte das Unternehmen 27 Jahre lang 
mit Millionen Dollar die Leugnung des Klimawandels. Inzwischen ermittelt der 
New Yorker Generalstaatsanwalt gegen Exxon und Peabody wegen Irreführung 
der Öffentlichkeit (Goldenberg 2015).
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telsicherheit, gesündere Städte (mehr Grünflächen, bes-
sere Luft) und gesundheitsförderliche Lebensstile, mehr 
Klima- und Energiegerechtigkeit, „grünes“ Wachstum, zu-
sätzliche Arbeitsplätze sowie die Reduzierung von Armut 
und Ungleichheit.

Mit Klimaschutzmaßnahmen wie einer Veränderung des 
Mobilitätsverhaltens und einer veränderten Agrarproduk-
tion geht zudem eine Reihe mittelbarer Vorteile für die 
Gesundheit, einher: Niedrigere Raten an Fettleibigkeit, 
Diabetes, Herz-, Kreislauf- und Atemwegserkrankungen, 
weniger psychischer Stress und psychische Störungen, 
höhere Lebenserwartung sowie geringere finanzielle Be-
lastung der Gesundheitssysteme als Folge vermiedener 
Krankheitslast. Der Nutzen, so die Lancet-Kommission 
und die erwähnten klimaökonomischen Studien, könnte 
die Kosten der Transformation überwiegen. Dabei sind die 
direkten Folgekosten, die mit einem ungebremsten Kli-
mawandel einhergehen, nicht einmal berücksichtigt.

Subventionen für fossile Brennstoffe: so hoch wie die 
Ausgaben für Gesundheit

Der Investitionsbedarf für den Umstieg würde sich auf 
knapp eine Billion Euro pro Jahr belaufen. Zum Vergleich: 
Die Energiekonzerne geben jedes Jahr 450 Milliarden Euro 
für die Suche nach neuen fossilen Energien aus, die gar 
nicht verbrannt werden dürften, wenn man die weitere    
Erderwärmung aufhalten will. Die Staaten subventionieren 
Jahr für Jahr direkt und indirekt fossile Energien mit über 
fünf Billionen Euro (die direkten Subventionen5 belaufen 
sich auf knapp 450 Mrd. Euro) – das entspricht exakt den 
weltweiten Gesundheitsausgaben und damit 6.5 % des 
Weltsozialproduktes (Carrington 2015). Das sind giganti-
sche Subventionen für ein System, das ganz wesentlich 
zum Klimawandel beiträgt und die menschlichen, ökolo-
gischen und ökonomischen Folgekosten immer weiter in 
die Höhe treibt. Selbst der Internationale Währungsfonds 
(IWF) ruft mittlerweile zum Abbau dieser Subventionen 
auf. Das würde zu einer Senkung der globalen CO2-Emis-
sionen um 13 % führen. Mittlerweile kritisieren auch alle 
anderen großen internationalen Organisationen wie OECD 
und Weltbank die massive Subventionierung der fossilen 

Energiewirtschaft. Das Argument, damit den Armen Zu-
gang zu erschwinglicher Energie zu ermöglichen, ist we-
nig überzeugend: Dafür gäbe es bessere Wege – die wür-
den aber Verteilungsfragen aufwerfen.

Subventionen und die niedrigen Kosten, die für CO
2-Emis-

sionen anfallen und in keiner Weise die ökologischen und 
gesundheitlichen Folgen der Verbrennung fossiler Brenn-
stoffe widerspiegeln, sind derzeit zwei der Haupthin-
dernisse für den Übergang zu einer kohlenstoffarmen 
Wirtschaft. Daher stellen der (schrittweise) Abbau dieser 
Subventionen und die Anhebung des niedrigen Preises für 
CO2 die zurzeit dringlichsten Klimaschutzmaßnahmen dar. 
Der Umstieg auf eine kohlenstoffarme Wirtschaft schei-
tert nicht an fehlendem Wissen, mangelnden Alternativen 
oder geeigneten Technologien, sondern an fehlendem 
politischen Willen, nationalen Egoismen,6 der Macht der 
fossilen Brennstoffindustrie, dem Vorrang kurzfristiger In-
teressen und einer durch Konzerninteressen gesteuerten 
Politik. „Der Klimawandel ist ein Problem, das sich lösen 
lässt. Wir verfügen über die Technologie und die Ressour-
cen - wir müssen es nur wollen“, betont der Klimaexperte 
Chris Field von der Universität Stanford in Übereinstim-
mung mit der Lancet-Kommission (McKie 2015).

Die globale Klimaschutzbewegung ruft auf zum Divest/
Reinvest 

Diesen Hindernissen hat sich bereits im Vorfeld des Pa-
riser UN-Klimagipfels (COP21) im Dezember 2015 eine 
breite globale Klimaschutzbewegung aus Nicht-Regie-
rungsorganisationen, Politik, Kirchen, Wissenschaft und 
Investoren entgegengestellt. Die Forderung lautet, fossile 
Brennstoffe im Boden zu belassen und Investitionen aus 
Kohle-, Öl- und Gasunternehmen abzuziehen. Inzwischen 
sind mehr als 484 Organisationen mit einem Vermögens-
wert von 2,6 Billionen Euro dem Divest/Reinvest-Aufruf 
gefolgt, darunter die beiden größten Versicherungskon-
zerne Europas, Allianz und Axa, die Rockefeller Stiftung, 
der Norwegische Staatsfonds, zwei der weltweit größten 
Pensionsfonds in Kalifornien, der staatliche niederländi-
sche Pensionsfonds, zahlreiche kirchliche Fonds, große 
Fonds US-amerikanischer Universitäten, die Guardian Me-
dia Group und Städte wie San Francisco, Seattle, Oxford, 
Brisbane (Fossil Free 2015).

5

5 Direkte Subventionen umfassen alle Regierungsmaßnahmen, welche die Kos-
ten der Energieproduktion mindern, den Preis für Energieerzeuger heraufsetzen 
bzw. den Preis für Konsumenten herabsetzen. In dem Arbeitspapier des IWF wird 
ein erweiterter Subventionsbegriff zugrunde gelegt, der einen Teil der externali-
sierten Kosten durch die Verbrennung fossiler Brennstoffe wie für die Kompensa-
tion von Gesundheitsschäden etc. mit erfasst.

6 „In den UN-Verhandlungen sitzen ganze Staatenblöcke, die für ihr finanzielles 
Überleben auf die fossilen Energien angewiesen sind. Über direkte Staatsfirmen 
oder Konzessionen finanzieren viele Regierungen ihr Militär, ihre Schulen und 
ihre Sozialprogramme durch Öl und Kohle“ (Pötter 2015: 9-13).



Klimawandel und Gesundheit: Bisher kaum ein Thema 
im deutschen Gesundheitssektor

In Großbritannien gibt es eine breite Debatte über die Be-
deutung des Klimawandels für die Gesundheit (McCoy et 
al. 2014). Der im Februar 2015 von britischen Gesundheits-
organisationen veröffentlichte Bericht Unhealthy Invest-
ments (Healthy Planet UK et al.2015) warnt: Investitionen 
in die fossile Brennstoffindustrie seien mit der morali-
schen und professionellen Verantwortung der Gesund-
heitsberufe unvereinbar, wenn man die direkten und die 
längerfristigen gesundheitlichen Folgen des Klimawan-
dels bekämpfen will. „Der Zusammenhang zwischen fos-
silen Brennstoffen, Luftverschmutzung und Klimawandel 
ist eindeutig und die gesundheitlichen Auswirkungen sind 
inakzeptabel hoch. Dieser Bericht sendet ein eindeutiges 
Signal, dass der Gesundheitssektor seine finanziellen 
Verbindungen zu der fossilen Brennstoffindustrie been-
den soll“, so David McCoy einer der Hauptautoren des Be-
richts bei dessen Vorstellung (Carrington 2015).

Weltbankpräsident und WHO-Generaldirektorin unterstüt-
zen die ethischen und finanziellen Argumente des Be-
richts. Auch der Weltärztebund rief kürzlich in einem 
einstimmigen Beschluss der Generalversammlung seine 
über 100 Mitgliedsorganisationen dazu auf, Divestment 
aus der fossilen Brennstoffindustrie in Erwägung zu zie-
hen (Healthy Energy Initiative 2015).

Divestment ist ein wichtiges Mittel auf dem Weg zu nach-
haltigem Klimaschutz. Beteiligungen an Unternehmen, 
deren Geschäftsmodell in ganz erheblichem Maße der 
Gesundheit schadet, sind gerade für Angehörige der Ge-
sundheitsberufe ethisch nicht vertretbar. Aber auch in-
nerhalb der herrschenden Logik beinhalten sie längerfris-
tig ein hohes finanzielles Risiko, weil die Vermögenswerte 
der Unternehmen fossiler Energiegewinnung und -erzeu-
gung erheblich an Wert verlieren, wenn infolge einer ak-
tiven Klimapolitik ein Großteil dieser Brennstoffe als „un-
verbrennbar“ in der Erde bleiben muss. Eine solche Politik 
wird umso wahrscheinlicher, je deutlicher die Folgen des 
Klimawandels sichtbar werden. Vor einem derartigen Risi-
ko warnen inzwischen selbst große Banken und Finanzin-
stitute (Parkinson 2015).

Ebenso wie bereits zahlreiche britische Gesundheits-
organisationen sowie die kanadische, australische und 
neuseeländische Ärztekammern (The Trailbreaker 2015) 
ruft auch die Deutsche Plattform für Globale Gesundheit 
(DPGG) die Organisationen, Verbände, Einrichtungen und 

Beschäftigten im deutschen Gesundheitssektor dazu auf, 
sich dem Beschluss der Britischen Ärztekammer (British 
Medical Association) vom 26. Juni 2014 (MedAct 2014) an-
zuschließen und

•	 sich	 dafür	 einzusetzen	 bzw.	 dazu	 beizutragen,	
dass dem Zusammenhang zwischen Klimawandel und 
Gesundheit sowie dem gesundheitlichen Nutzen von Kli-
maschutzmaßnahmen im Gesundheitssektor, in der Öf-
fentlichkeit und in der Gesundheits- und Klimapolitik eine 
größere Bedeutung beigemessen wird;

•	 Investitionen	in	die	fossile	Brennstoffindustrie	zu	
beenden und klimafreundlich zu reinvestieren – dies gilt 
insbesondere für die beruflichen Versorgungswerke;

•	 Treibhausgasemissionen	 im	 Gesundheitssektor	
durch Energieeinsparungs- und Energieeffizienzmaßnah-
men sowie durch den Wechsel zu Anbietern von erneuer-
baren Energien zu reduzieren, um damit im eigenen Be-
reich zum Klimaschutz beizutragen.7

Divest-Strategien haben in der Vergangenheit eine wichti-
ge Rolle in den Bewegungen gegen Tabak und das Apart-
heidregime gespielt und zum gesellschaftlichen und po-
litischen Wandel beigetragen. Angehörige der Gesund-
heitsberufe hatten sich aktiv daran beteiligt. Noch ist das 
Fenster für notwendiges Handeln offen – es bleibt indes 
nicht viel Zeit, bis es sich schließt. Der Klimawandel ist 
schon jetzt Realität, aber seine schlimmsten Auswir-
kungen lassen sich durch sofortiges und entschiedenes 
Handeln noch eindämmen. Der Umstieg auf eine kohlen-
stoffarme Wirtschaft könnte, so die Lancet-Kommission 
(2015) „die größte Chance für die Gesundheit im 21. Jahr-
hundert“ sein.

6

7 Der Gesundheitssektor ist für einen großen Teil der nationalen CO2-Emissionen 
verantwortlich, in den USA schätzungsweise für 8 % (Chung 2009).
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